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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (16. Ausschuß) 
über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entschließungsantrag zur Erklärung der Bundesregierung über die Lage 
der Nation 

— Drucksache 7/1593 — 


A. Zielsetzung 

Der Entschließungsantrag in seiner jetzigen Form verfolgt das 
Ziel, die im Rahmen der Vereinten Nationen bestehenden 
Möglichkeiten zur Einhaltung der Menschenrechte auch künftig 
zugunsten der Menschen im geteilten Deutschland zu nutzen, 
die Gewaltanwendung an der innerdeutschen Grenze zu über-* 
winden und die Möglichkeiten der KSZE für die Freizügigkeit 
innerhalb des geteilten Deutschlands zu nutzen. 


B. Lösung 

Der Lösung dient die Annahme der Entschließung und deren 
Befolgung durch die Bundesregierung in der praktischen Politik. 


C. Alternativen 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU in der 
Fassung der Drucksache 7/1593 wurde von den Vertretern der 
SPD- und FDP-Fraktion abgelehnt. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Kreutzmann und Dr. Abelein 


Allgemeines 

Der Entschließungsaritrag wurde vom Deutschen 
Bundestag in seiner 76. Sitzung am 24. Januar 1974 
im Anschluß an die Debatte über die Erklärung der 
Bundesregierung über die Lage der Nation an den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen federfüh- 
rend und an den Auswärtigen Ausschuß mitberatend 
überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Entschließungs- 
antrag in seiner Sitzung am 20. März 1974, der Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen am 13. und 
20. März 1974 beraten. 

Zum Entschließungsantrag 

Der Auswärtige Ausschuß hat sich auf die außen- 
politischen Aspekte des Entschließungsantrages be- 
schränkt und empfohlen, „die Bundesregierung auf- 
zufordern, alle im Bereich der Vereinten Nationen 
und auf der KSZE gegebenen Möglichkeiten auszu- 
nutzen, um die Menschenrechte im geteilten Deutsch- 
land zu verwirklichen". 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen kam 
mit seiner Mehrheit zu dem Beschluß, den Ent- 
schließungsantrag in der von der CDU/CSU-Frak- 
tion vorgelegten Form abzulehnen und ihn auf An- 
trag der Koalitionsfraktionen durch den zu B ent- 
haltenen Entschließungsantrag zu ersetzen. 

Die Ausschußmehrheit wies zur Ablehnung des 
ursprünglichen Antrages der CDU/CSU darauf hin, 
daß es Ziel der Verträge und der laufenden Ver- 
handlungen sei, die Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß die von allen Parteien des Bundestages ver- 
urteilten Zustände an der Grenze zwischen Bundes- 
republik und DDR normalisiert werden. Der Bundes- 
kanzler, der Bundesaußenminister und der Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen haben in 
vielen Reden und Erklärungen nie einen Zweifel 
darüber aufkommen lassen, daß sie die derzeitigen 
Zustände an der Grenze zwischen der Bundesrepu- 
blik und der DDR als unerträglich ansehen. Bundes- 
kanzler Brandt hat das seinerzeit auch vor der UNO 
deutlich erklärt. Die Bundesregierung hat also be- 
reits getan, was von der Opposition verlangt wird. 

Die Notifizierung eines Protestes, ohne konkreten 
Anlaß, bei der Regierung der DDR würde daher die 
laufenden Verhandlungen erschweren. Ein zusätz- 
licher Vorstoß bei den Vereinten Nationen birgt die 
Gefahr in sich, bei einem durch die dortigen Mehr- 
heitsverhältnisse bedingten Scheitern, die DDR auf- 
zuwerten und ihre Politik in ihren und ihrer Ver- 
bündeten Augen zu rechtfertigen. 

Was schließlich die Einführung dieses Themas 
bei der KSZE anbelangt, so meinen die Koalitions- 
parteien, daß es dort gerade das Bemühen der Bun- 


desregierung ist, mit Hilfe ihrer Verbündeten die 
Themen der Freizügigkeit und der Beseitigung von 
Entspannungshindernissen zu einem zentralen Punkt 
der Konferenz zu machen. Eine speziell auf die DDR 
gerichtete Intervention kann hier nur zu einer Ver- 
steifung der Haltung der Vertreter des östlichen 
Bündnissystems führen und zu deren Solidarisierung 
mit der DDR. 

Nach einer lebhaften Debatte, in der die Oppo- 
sition ihren entgegengesetzten Standpunkt vertrat, 
wurde auf Antrag des Abgeordneten Gradl der Ver- 
such unternommen, unter Verzicht auf den Antrag 
der Opposition, einen gemeinsamen Entschließungs- 
antrag von den Parteien der Regierungskoalition 
und der Opposition einzubringen. Man einigte sich 
schließlich weitestgehend auf den mit der Mehrheit 
der Koalitionsparteien in der Endabstimmung be- 
schlossenen Entwurf. Bei der Schlußabstimmung 
scheiterte jedoch eine Zustimmung der Opposition 
daran, daß die Oppositionsparteien darauf bestan- 
den, in der Ziffer 1 des schließlich beschlossenen 
Entwurfs in der Zeile 2 hinter den Worten: „ . . . 
und bei allen Mitgliedstaaten" die Worte: „auch 
bei der DDR" einzufügen. Diese Forderung wurde 
von den Koalitionsparteien aus den bereits erwähn- 
ten Gründen abgelehnt. 

Der Ausschuß nahm dann mit einer Mehrheit von 
10 zu 6 Stimmen den Entschließungsantrag in der 
von den Koalitionsparteien vorgeschlagenen Form 
an. 

Minderheitenbericht 

Die Vertreter der CDU/CSU-Fraktion gingen hin- 
gegen bei ihrem Antrag von der Erwägung aus, daß 
das Problem der Verweigerung der Menschenrechte 
durch die SED zum Gegenstand der aktuellen 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung gemacht 
werden müsse. Insbesondere waren sie der Ansicht, 
daß das von Regierung und Koalition bis dahin ver- 
wandte Argument, die politischen Verhandlungen, 
eine fortschreitende Entspannung in Europa und 
Normalisierung der Beziehungen zwischen den bei- 
den Staaten in Deutschland würden zwangsläufig 
auch für die Menschen im Machtbereich der SED 
die unveräußerlichen Menschenrechte wieder in 
Kraft setzen, sich bisher nicht als richtig erwiesen 
habe und ohne greifbares Ergebnis geblieben sei. 

Die Vertreter der CDU/CSU-Fraktion sahen ver- 
schiedene Ansatzpunkte für das von ihr geforderte 
Vorgehen. Zum einen bestehe durch den Grundver- 
trag ein vertraglich geregeltes Verhältnis zwischen 
den beiden Staaten in Deutschland. Das Bundesver- 
fassungsgericht habe in seinem Urteil über die Ver- 
fassungsmäßigkeit des Grundvertrages verschiedene 
Praktiken der SED als mit dem Vertrag nicht verein- 
bar qualifiziert, in dem es unter anderem ausführte: 
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„Schließlich muß klar sein, daß mit dem Vertrag 
schlechthin unvereinbar ist, die gegenwärtige 
Praxis an der Grenze zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR, also Mauer, 
Stacheldraht, Todesstreifen und Schießbefehl. In- 
soweit gibt der Vertrag eine Rechtsgrundlage da- 
für ab, daß die Bundesregierung in Wahrnehmung 
ihrer grundgesetzlichen Pflicht alles ihr Mögliche 
tut, um diese unmenschlichen Verhältnisse zu 
ändern und abzubauen." 

Aus diesen Ausführungen resultiert nach Auffas- 
sung der CDU/CSU-Fraktion nicht nur das Recht, 
sondern die Pflicht der Bundesregierung, der DDR 
diese Zustände als vertragswidriges Verhalten zu 
notifizieren und zum Anlaß politischer Schritte 
gegenüber der DDR zu nehmen. 

Ebenso wären — als zweiter Punkt des Entschlie- 
ßungsantrages — nach Auffassung der CDU/CSU- 
Fraktion alle Möglichkeiten zu prüfen gewesen, die 
sich aus dem Beitritt der beiden Staaten in Deutsch- 
land zu den Vereinten Nationen ergeben. Insbeson- 
dere die verschiedenen Dokumente der Vereinten 
Nationen (Charta der Vereinten Nationen, Allge- 


meine Erklärung der Menschenrechte vom 10. De- 
zember 1948), die von beiden Staaten in Deutschland 
unterschrieben worden sind, böten günstige Aus- 
gangspunkte für politische Maßnahmen gegen das 
derzeitige menschenrechtswidrige Verhalten der 
SED. 

Eine weitere Möglichkeit sah die CDU/CSU-Frak- 
tion — dritter Punkt ihres Entschließungsantrages — 
in den derzeit in Genf laufenden Verhandlungen der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa. Zumal das von der Sowjetunion angestrebte 
baldige Verhandlungsergebnis und das politische 
Gewicht der Bundesrepublik Deutschland würden 
nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion besonders 
günstige politische Umstände zur Einbringung jener 
Forderungen in die laufenden Beratungen bieten. 

Der Gegenvorschlag der Fraktionen der SPD und 
der FDP war nach Auffassung der CDU/CSU-Frak- 
tion nicht mehr geeignet, die Bundesregierung zum 
Handeln gegenüber der DDR zu veranlassen und 
damit das von der CDU/CSU-Fraktion beabsichtigte 
politische Ziel zu erreichen. 


Bonn, den 6. Juni 1974 


Dr, Kreutzmann Dr. Abelein 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. die im Rahmen der Vereinten Nationen bestehenden Möglichkeiten auch 
künftig zu nutzen und bei allen Mitgliedstaaten auf die Einhaltung der Men- 
schenrechte hinzuwirken. Dies dient den Interessen aller Menschen, besonders 
denen im geteilten Deutschland, 

2. in konsequentem Bemühen um Frieden und Versöhnung ihre Politik auch 
gegen die Gewalt an den Grenzen zwischen den beiden Staaten in Deutschland 
fortzusetzen mit dem Ziel, diese bedrückenden Verhältnisse zu überwinden, 

3. sich in der KSZE weiterhin unbeirrt für die Freizügigkeit von Menschen und 
Meinungen einzusetzen und diese Bemühungen für die Bürger im geteilten 
Deutschland nutzbar zu machen. 


Bonn, den 6. Juni 1974 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wrangel Dr. Kreutzmann Dr. Abelein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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